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Stadtvertretung Tagesordnungspunkt 
 

der Landeshauptstadt   öffentlich   

   

Schwerin  nicht öffentlich   

 

 
Datum: 14.11.2016 

 

Ersetzungsantrag Antragsteller DIE LINKE 

Drucksache Nr.   

 Bearbeiter:   

00888/2016 
00854/2016 

 Telefon: 0385/545- 2957 

 

Beratung und Beschlussfassung im 

      Fachausschuss für 

 Finanzen und Rechnungsprüfung  Hauptausschuss  Stadtvertretung 

 Bauen, Ordnung, Umwelt und Stadtentwicklung 

 Wirtschaftsförderung, Tourismus und Liegenschaften 

 Soziales und Wohnen 

 Kultur, Sport und Schule 

 Verwaltungsmodernisierung und Umlandbeziehungen 

       

Beschluss am:    

Betreff 

Termin für Bürgerentscheid zur BUGA Bewerbung verbindlich festlegen bzw. 
Bürgerentscheid BUGA 
 
 

Beschlussvorschlag 

Der Antrag von Bündnis 90/DIE Grünen bzw. vom Mitglied der Stadtvertretung 
Ralph Martini (ASK) soll wie folgt ersetzt werden:  

Der Oberbürgermeister wird beauftragt:  

I) Der Stadtvertretung den bei Zuschlagserteilung für die Landeshauptstadt 
Schwerin geplanten Letter of Intend zur Kenntnis zu geben.  

II) Den Termin für den Bürgerentscheid über die erneute Durchführung einer 
Bundesgartenschau in Schwerin verbindlich auf den Tag der Bundes-
tagswahl 2017 festzulegen.  

III) Der Stadtvertretung die den Bürgerinnen und Bürgern zu stellende Frage 
zur Entscheidung vorzulegen.  

IV) Die Bürgerinnen und Bürger bis zur Durchführung des Entscheides auf 
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Beschlussvorschlag 

geeignete Art und Weise öffentlichkeitswirksam und umfassend zu den  
inhaltlichen Vorhaben in Sachen Bundesgartenschau und der dafür not-
wendigen Finanzierung zu informieren.  

 

 

 

Begründung 

 

Die Stadtvertretung hat sich vor der Sommerpause für die Durchführung eines Bür-
gerentscheides ausgesprochen, ohne den Termin verbindlich festzulegen. Zwi-
schenzeitlich hat die Verwaltung die Bewerbungsunterlagen eingereicht und in einer 
Antwort auf eine Anfrage der Antragstellerin mitgeteilt, dass der Beirat der BUGA 
Gesellschaft am 07.12.2016 über Schwerins Antrag entscheiden und ihn nach eige-
ner Einschätzung genehmigen wird. Im März 2017 soll dann eine so genannte Flä-
chenbereisung des Beirates stattfinden, danach wird der LHSN der Durchführungs-
vertrag übergeben, den die Verwaltung prüfen und mit einem Letter of Intend beant-
worten will. Die endgültige Entscheidung ist jedoch erst nach dem Bürgerentscheid 
möglich. Dafür favorisiert die Verwaltung selbst aus Kostengründen und mit Blick auf 
das nötige Quorum  den Termin der nächsten Bundestagswahlen 2017. Bis dahin 
sollten die Bürgerinnen und Bürger umfassend und öffentlichkeitswirksam über die 
inhaltlichen Planungen und die Finanzierung informiert werden. Zudem sollte die 
Stadtvertretung Kenntnis von den Inhalten des Letters of Intend erhalten und über 
die Fragestellung mitentscheiden können.  

 
 

nur auszufüllen bei haushaltswirksamen Beschlüssen 

Mehrausgaben / Mindereinnahmen in der Haushaltsstelle:  

 
Deckungsvorschlag:  

 
Mehreinnahmen/Minderausgaben in der Haushaltsstelle:  

 
 
 
 
 

 
  

Henning Foerster 
Fraktionsvorsitzender DIE LINKE 

 
 
 

 


